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Interview von Paul Wellsow

Herr Bischoff, seit drei Jahren regiert 
in Thüringen eine rot-rot-grüne Koa-
lition. Ihre Bilanz?

Die Erfolge sind eindeutig. Das zeigt 
sich zum Beispiel in der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik oder an den Arbeitslosen-
zahlen. In einigen Regionen Thüringens 
gibt es zum Beispiel einen leergefegten 
Arbeitsmarkt. Das ist einerseits das Er-
gebnis der guten Konjunktur in Europa 
und Deutschland, das ist aber anderer-
seits auch ein Ergebnis rot-rot-grüner 
Politik. Es wurde auch bildungs- und 
sozialpolitisch einiges gemacht. Und 
trotzdem gibt es auch hier, so wie in an-
deren Bundesländern und der EU, eine 
große Unzufriedenheit in der Bevölke-
rung – das wird unter anderem an den 
Stimmen für die AfD deutlich. Auch die 
Bundespolitik bietet derzeit keinen Rü-
ckenwind. Rot-Rot-Grün muss in Thü-
ringen das Terrain verteidigen, um damit 
eine andere Machtoption in der Berliner 
Republik sichtbar zu machen.

Im Bund drohen eine neue »Große 
Koalition« oder Neuwahlen. Welche 

»Eindeutige Erfolge«
Im Interview: Joachim Bischoff über Rot-Rot-Grün in Thüringen, 
die Große Koalition und nötige Investitionen 

Rolle spielen die drei Landesregierun-
gen mit linker Beteiligung – also Berlin, 
Brandenburg und Thüringen?

Der Koalitionsvertrag im Bund bie-
tet auch Handlungschancen, zum Bei-
spiel im sozialen Wohnungsbau oder 
gegen das Stadt-Land-Gefälle. Ich bin 
aber skeptisch, ob die von der SPD aus-
geschöpft werden. Die drei Landesre-
gierungen mit Beteiligung der Linken 
müssen sich den Vertrag genau an-
schauen – auch mit Blick auf die ver-
änderten Finanzmitteln, die aus Eu-
ropa kommen – und dann das Maxi-
male rausholen und die Handlungs-
chancen nutzen.

Ich sehe ein großes Problem in der 
Politik: Wir stellen in allen Untersu-
chungen fest, dass die Unzufriedenheit 
von größeren Teilen der Bevölkerung 
gewachsen ist. Man kann den Leuten 
ihre Probleme nicht weg reden. Aber 
wenn Leute jubeln, wenn in Erfurt ein 
Björn Höcke von der AfD vor einem 
angeblichen »islamischen Gebur-
ten-Jihad« in Thüringen warnt, dann 
müssen sich diese Leute schon ganz 
schön verrannt haben. Hier muss die 

argumentative Gegenwehr besser wer-
den. Die AfD besetzt mit ihren aggres-
siven Fake-News politische Terrains, 
die man ihnen nicht überlassen darf. 
Auf die tatsächliche Unzufriedenheit 
muss die Politik Antworten haben: 
Klar, es gibt auch in Thüringen struk-
turelle Defizite und die verschwinden 
nicht von selbst. Aber wir als LINKE 
oder als Rot-Rot-Grün haben Ideen 
und Konzepte, wie das beseitigt werden 
kann. Das muss stärker kommuniziert 
werden. 

Gerade hat Thüringen den Doppel-
haushalt 2018/‘19 beschlossen – und 
damit massive Investitionen für Arbeit, 
Bildung, Kultur, sozialen Zusammen-
halt und öffentliche Infrastruktur. Die 
CDU kritisiert das, sie will lieber den 
Gürtel enger schnallen. Was ist richtig?

Bischoff: Die Antwort ist eindeutig 
und gilt für den Euro-Raum und für 
fast alle Bundesländer: Wir haben ei-
nen enormen Investitionsrückstau, 
zum Beispiel beim Schulbau und der 
Schulsanierung. Die harte Austeritäts- 
und Sparpolitik schlug sich in blöd-
sinnigen Auflagen nieder, in die Ver-
fassungen eine Schuldenbremse zu 
schreiben, ohne aber zu klären, wie 
man Einnahmen generieren kann. Das 
war immer eine Politik, sich Zügel an-
zulegen. Sie hat das Gemeinwesen, die 
Länder und die Kommunen runterge-
wirtschaftet. Ich habe den Eindruck, 
dass das grade ein bißchen aufgebro-
chen wird. Die Ergebnisse der harten 
Politik des bisherigen deutschen Fi-
nanzministers Wolfgang Schäuble in 
ganz Europa, in Griechenland, Italien, 
Frankreich, Portugal und auch der 
Bundesrepublik zeigen, dass wir eine 
andere Finanzpolitik brauchen. Wir 
haben ein geringes Zins-Niveau, wir 
haben zu wenig Investitionsmittel und 
der private Sektor allein wird das nicht 
regeln können. Es braucht also größe-
re Anstrengungen des Staates, zum 
Beispiel für Schulbau oder gegen das 
Stadt-Land-Gefälle – da gäbe es viele 
sinnvolle Projekte, die unter dem Stich-
wort »Wir macheń s gerecht!« ange-
gangen werden können. Man macht 
also eine vernünftige Politik und redet 
dann darüber. 

Danke für das Gespräch!  n

Joachim Bischoff (*1944) referierte am 
30. Januar 2018 auf der Winterklausur 
der Thüringer Fraktion DIE LINKE in El-
gersburg. Er ist Soziologe, Lektor des 
VSA Verlags und Mitherausgeber der 
Zeitschrift »Sozialismus«. Er war Mit-
glied im Parteivorstand der PDS, gehör-
te zu den Gründungsmitgliedern der 
WASG und saß von 2008 bis 2011 für 
DIE LINKE in der Hamburgischen Bür-
gerschaft. 

in der presse

»Zukunftspro-
jekt Ost-
deutschland«
Bundesweite berichtete die 
Presse über den »Aktionsplan 
Ost«, der auf der Konferenz der 
Fraktionsvorsitzenden der LINKEN 
am 17. Februar 2018 in Erfurt 
vorgestellt wurde. Auszüge aus 
Kommentaren und Berichten: 

»Dem Aktionsplan vorangestellt 
ist eine beeindruckende Analyse 
gesellschaftlicher Verschiebun-
gen im globalen Kontext, wie sie 
so komprimiert derzeit wohl bei 
keiner anderen Partei zu finden 
ist. Sie benennt für Deutschland 
und Europa gültige Ursachen für 
die um sich greifende Verunsi-
cherung. Zugleich zeigt sie die 
spezifischen Auswirkungen für 
den durch die DDR-Vergangen-
heit und die Wende-Traumata ge-
prägten Osten Deutschlands auf. 
Dabei entsteht das Bild eines 
noch immer gespaltenen Lan-
des. (…) Die aus der Analyse ab-
geleitete Agenda will nicht weni-
ger als ein pragmatisches ‚Zu-
kunftsprojekt für Ostdeutsch-
land‘.«  
(die tageszeitung, 19.02.2018) 

»Ungleichheiten beseitigen, 
mehr direkte Demokratie, Aufar-
beitung der Geschichte der Wie-
dervereinigung: Die Linke hat 
sich selbst eine Reihe von Auf-
gaben gestellt.«  
(Nordkurier, 17.02.2018)

»Die Linksfraktionen (...) haben 
ihre Ernsthaftigkeit nun in einer 
Neujustierung ihrer strategi-
schen Ziele für den Osten de-
monstriert. Das gemeinsame, al-
so in der Partei bundesweit be-
urkundete Bekenntnis ist zu-
gleich Voraussetzung, auch 
künftig im Namen der Ostdeut-
schen sprechen zu können. Da-
mit beginnt nun aber erst die Ar-
beit.«  
(Neues Deutschland, 
19.02.2018)

»Sachpolitik statt Strategiedebat-
ten: Damit will also die Linke gera-
de in Ostdeutschland der Heraus-
forderung durch die AfD begegnen.« 
(Thüringer Allgemeine, 15.02.2018) 

»Die Linken wollen außerdem errei-
chen, dass die wirtschaftlichen, po-
litischen und vor allem auch rechtli-
chen Weichenstellungen eingehend 
untersucht werden, die seit 
1989/90 für den Transformations-
prozess in Ostdeutschland aus-
schlaggebend gewesen seien. Dies 
könne etwa durch eine Enque-
te-Kommission im Bundestag ge-
schehen.« (Leipziger Volkszeitung, 
19.02.2018) 

fo
to

: 
©

 S
m

il
e

u
s 

/
 F

o
to

li
a

.d
e

fo
to

: 
©

 V
S

A
-V

e
rl

a
g


